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UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und
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BAG Bundesamt für Gesundheit
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de la communication
OFSP Office fédéral de la santé publique
OFIT Office fédéral de l’informatique et de la télécommunication
SEM Secrétariat d'Etat aux migrations
BNS Banque nationale suisse
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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

Ende März 2023 publizierte der Bundesrat zwei Nachträge Ia und Ib zum Voranschlag
2023. Während der Nachtrag Ib 16 Nachtragskredite über insgesamt CHF 433.8 Mio.
sowie zwei neue Verpflichtungskredite und drei Zusatzkredite zu verschiedenen
Themen enthielt, setzte sich der Nachtrag Ia mit der Übernahme der Credit Suisse
durch die UBS auseinander. Zusammen mit Kreditübertragungen fielen in beiden
Nachträgen zusammen Mehrausgaben von CHF 577.5 Mio. an. Obwohl der strukturelle
Überschuss des Bundesbudgets 2023 nur bei CHF 194 Mio. lag, können diese
Nachtragskredite genehmigt werden, solange die «Mehrausgaben aus den Nachträgen
kleiner sind als die Minderausgaben aus den voraussichtlichen Kreditresten», wie das
EFD erklärte.

Der Nachtrag Ib stand wie bereits im Vorjahr im Zeichen des Kriegs in der Ukraine. So
beantragte der Bundesrat einen Nachtragskredit von CHF 166.1 Mio. für den
Asylbereich, mit dem unter anderem zusätzliche Unterbringungsplätze in «militärischen
Infrastrukturen» bereitgestellt und 180 Stellen beim SEM zur Erhöhung der
Bearbeitungskapazität geschaffen werden sollten. Ende Februar 2023 hatte der
Bundesrat zudem ein weiteres Hilfspaket für die Ukraine und die Republik Moldau in
der Höhe von CHF 140 Mio. versprochen, von dem CHF 113 Mio. im Nachtrag Ib
beantragt wurden. Darüber hinaus sollten drei bestehende Verpflichtungskredite zur
Unterstützung der Ukraine um insgesamt CHF 113 Mio. aufgestockt werden.
Ebenfalls teilweise mit dem Krieg in der Ukraine in Verbindung brachte der Bundesrat
die CHF 87 Mio., welche für den regionalen Personenverkehr nötig wurden. Dieser
weise – einerseits aufgrund von Nachwirkungen der Covid-19-Pandemie, andererseits
aufgrund von zusätzlichen, durch den Krieg bedingten Kosten – einen grösseren
Abgeltungsbedarf auf als im Voranschlag erwartet. 
Daneben beantragte der Bundesrat unter anderem CHF 31 Mio. für den
Teuerungsausgleich beim Bundespersonal, CHF 15.9 Mio. für die Erneuerung des
Systems zur Erhebung der LSVA sowie CHF 7 Mio. für die Weiterführung der Winter-
Energiespar-Initiative. Weitere Nachträge fielen für den Aufbau der E-ID-
Vertrauensinfrastruktur (CHF 6.6 Mio.), für die Finanzierung einer Nachfolgelösung für
die auslaufende Entwicklungs- und Runtime-Umgebung der Cloud-Dienste des BIT (CHF
3.2 Mio.), beim BAG für die Vorfinanzierung von Gesundheitsleistungen von Personen
aus dem Ausland (CHF 1.7 Mio.), beim EDA für die Präsenz an der Weltausstellung 2025
in Osaka (CHF 1 Mio.) sowie für einen Mitteltransfer (CHF 1.1 Mio.) aufgrund der
Verschiebung der Abteilung «Energie und Klima» innerhalb des UVEK an. Darüber
hinaus beinhaltete der Nachtrag zusätzliche Verpflichtungskredite zum Aufbau der
Vertrauensinfrastruktur für die E-ID (CHF 40.4 Mio.) sowie für den Ersatz der Office-
Software von Microsoft (CHF 14.9 Mio.). 

Um ungemein grössere Beträge ging es hingegen im Nachtrag Ia, der zwei
Verpflichtungskredite in der Höhe von CHF 109 Mrd. umfasste. CHF 100 Mrd. dienten als
Liquiditätsdarlehen mit Ausfallgarantie für die SNB. Diese sollte damit der Credit Suisse
weitere Liquidität zusichern, wobei die SNB über ein Konkursprivileg verfügte – bei
einem Konkurs würden die entsprechenden Darlehen teilweise vor Ansprüchen aus der
zweiten und vollständig vor Ansprüchen aus der dritten Konkursklasse behandelt. Mit
weiteren CHF 9 Mrd. sollte die UBS gegen Verluste beim «Verkauf von schwierig zu
bewertenden Aktiven der Credit Suisse» abgesichert werden. Mitte März 2023 hatte die
FinDel die beiden Verpflichtungskredite bereits gutgeheissen. Neben den
Verpflichtungskrediten enthielt der Nachtrag Ia einen Nachtragskredit in der Höhe von
CHF 5 Mio. für den «Umsetzungs- und Aufarbeitungsaufwand» im EFD. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.03.2023
ANJA HEIDELBERGER

1) Botschaft zum Nachtrag Ia zum Voranschlag 2023; Botschaft zum Nachtrag Ib zum Voranschlag 2023
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